
Anlage 8 AVR.KW
Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft

Zuletzt geändert am 20. November 2023 (ABl. EKKW 2023 S. 300Nr. 181)

A. Regelung für Hebammen, Entbindungspfleger, medizinischtechnische
Assistentinnen und Gehilfinnen und medizinischtechnische Assistenten und Gehilfen,

Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter im Pflegedienst sowie Mitarbeiterinnen und
Mitarbeiter im Rettungsdienst

(1) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind verpflichtet, sich auf Anordnung der Dienst-
geberin bzw. des Dienstgebers außerhalb der vertraglichen Soll-Arbeitszeit an einer von
der Dienstgeberin bzw. vom Dienstgeber bestimmten Stelle aufzuhalten, um im Bedarfsfall
die Arbeit aufzunehmen (Bereitschaftsdienst). Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber
darf Bereitschaftsdienst nur anordnen, wenn zu erwarten ist, dass zwar Arbeit anfällt, er-
fahrungsgemäß aber die Zeit ohne Arbeitsleistung überwiegt. Die anfallenden Bereit-
schaftsdienste sollen auf die an dem Bereitschaftsdienst teilnehmenden Mitarbeiterinnen
und Mitarbeiter gleichmäßig verteilt werden.

(2) Durch Bereitschaftsdienst kann die tägliche Arbeitszeit auf bis zu 16 Stunden verlängert
werden, wenn mindestens die 10 Stunden überschreitende Zeit im Rahmen von Bereit-
schaftsdienst geleistet wird; die gesetzlich vorgeschriebene Pause verlängert diesen Zeit-
raum nicht. Dabei dürfen bei Bereitschaftsdiensten der Stufen B bis D im Durchschnitt nur
6, höchstens aber 8 Einsätze pro Monat und max. 72 Einsätze im Kalenderjahr angeordnet
werden. Diese Anzahl der Bereitschaftsdienste darf überschritten werden, wenn sonst die
Versorgung der Patientinnen und Patienten nicht sichergestellt wäre, und zwar auf durch-
schnittlich 8, höchstens aber 10 Einsätze pro Monat und max. 96 Einsätze im Kalenderjahr.
Für Teilzeitkräfte mit bis zu 16 Stunden durchschnittlicher wöchentlicher Arbeitszeit dür-
fen für Bereitschaftsdienste der Stufen B bis D im Durchschnitt nur 3 Einsätze pro Monat,
max. 36 Einsätze im Kalenderjahr angeordnet werden; hiervon kann mit schriftlicher Zu-
stimmung der Mitarbeiterin bzw. des Mitarbeiters oder durch die Vereinbarung einer hö-
heren durchschnittlichen monatlichen Anzahl von Bereitschaftsdiensten im Dienstvertrag
abgewichen werden.

Unter den Voraussetzungen einer Prüfung alternativer Arbeitszeitmodelle, einer Belas-
tungsanalyse gem. § 5 ArbSchG und den daraus ggf. resultierenden Maßnahmen zur Ge-
währleistung des Gesundheitsschutzes kann durch Dienstvereinbarung die tägliche Ar-
beitszeit bis zu 24 Stunden verlängert werden. Die tägliche Arbeitszeit kann bis zu 24
Stunden verlängert werden, wenn mindestens die 8 Stunden überschreitende Zeit im Rah-
men von Bereitschaftsdienst geleistet wird unter Beibehaltung der Regelungen des Unter-
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abs. 1 im Übrigen. Die Dienstvereinbarung muss vorsehen, dass entweder im Anschluss
an eine über 16-stündige Arbeitszeit dem Mitarbeiter bzw. der Mitarbeiterin 24 Stunden
Ruhezeit gewährt werden muss oder der Ausgleichszeitraum auf 6 Monate beschränkt
wird.

Durch Dienstvereinbarung kann weiterhin die tägliche Arbeitszeit auch ohne Ausgleich
über 8 Stunden verlängert werden. In der Dienstvereinbarung ist der Personenkreis fest-
zulegen, der von dieser Möglichkeit Gebrauch machen kann. Die Umsetzung ist nur zu-
lässig für Mitarbeiter und Mitarbeiterinnen, die in Textform in die Verlängerung ihrer
Arbeitszeit ohne Ausgleich einwilligen. Die Einwilligung kann mit einer Frist von 6 Mo-
naten in Textform widerrufen werden. Die durchschnittliche wöchentliche Höchstarbeits-
zeit darf dabei in 12 Monaten bzw. einem Jahr 58 Stunden nicht überschreiten. Erreicht
die tatsächliche wöchentliche Arbeitszeit 60 Stunden, muss dem Mitarbeiter bzw. der Mit-
arbeiterin in der darauf folgenden Woche mindestens 2 x 24 Stunden Ruhezeit gewährt
werden.

In den Fällen, in denen der Mitarbeiter bzw. die Mitarbeiterin Teilzeitarbeit gem. § 29a
AVR vereinbart hat, verringern sich die Höchstgrenzen der Arbeitszeit in den Unterab-
sätzen 1 bis 3 in dem selben Verhältnis, wie die Arbeitszeit dieser Mittarbeiter und Mit-
arbeiterinnen zu der regelmäßigen Arbeitszeit der Vollzeitbeschäftigten verringert worden
ist. Dabei werden sowohl die Höchstarbeitsstunden als auch die Bereitschaftsdienste ab
einem Wert von 0,5 auf die nächste volle Stunde bzw. den nächsten vollen Dienst aufge-
rundet; bei Werten, die unter 0,5 liegen, wird auf die nächste volle Stunde bzw. den nächs-
ten vollen Dienst abgerundet. Mit Zustimmung des Mitarbeiters bzw. der Mitarbeiterin
oder aufgrund von dringenden dienstlichen oder betrieblichen Belangen kann hiervon ab-
gewichen werden.

In Notfällen und dringenden betrieblichen Erfordernissen kann von den Regelungen der
Unterabsätze 1 bis 4 abgewichen werden, wenn sonst die Versorgung der Patienten und
Patientinnen nicht sichergestellt wäre.

(3) Zum Zwecke der Entgeltberechnung wird die Zeit des Bereitschaftsdienstes einschließ-
lich der geleisteten Arbeit wie folgt als Arbeitszeit gewertet:

a) Nach dem Maß der während des Bereitschaftsdienstes erfahrungsgemäß durchschnitt-
lich anfallenden Arbeitsleistung wird die Zeit des Bereitschaftsdienstes wie folgt als Ar-
beitszeit gewertet:

Stufe Arbeitsleistung innerhalb des Bereitschaftsdienstes Bewertung als Arbeitszeit

A 0 bis 10 v. H. 15 v. H.

B mehr als 10 bis 25 v. H. 25 v. H.

C mehr als 25 bis 40 v. H. 40 v. H.

D mehr als 40 bis 49 v. H. 55 v. H.
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Ein hiernach der Stufe A zugeordneter Bereitschaftsdienst wird der Stufe B zugeteilt, wenn
die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter während des Bereitschaftsdienstes in der Zeit von
22.00 bis 6.00 Uhr erfahrungsgemäß durchschnittlich mehr als dreimal dienstlich in An-
spruch genommen wird.

b) Entsprechend der Zahl der von der Mitarbeiterin bzw. vom Mitarbeiter je Kalendermo-
nat abgeleisteten Bereitschaftsdienste wird die Zeit eines jeden Bereitschaftsdienstes zu-
sätzlich wie folgt als Arbeitszeit gewertet:

Zahl der Bereitschaftsdienste
im Kalendermonat

Bewertung
als Arbeitszeit

1. bis 8. Bereitschaftsdienst 25 v. H.

9. bis 12. Bereitschaftsdienst 35 v. H.

13. und folgende Bereitschaftsdienste 45 v. H.

(4) Für die nach Abs. 3 errechnete Arbeitszeit wird das Überstundenentgelt gezahlt. Über-
stundenentgelt i. S. d. Anlage 8 A. ist das Überstundenentgelt nach der Anlage 9.

(5) Die nach Abs. 3 errechnete Arbeitszeit kann bis zum Ende des dritten Kalendermonats
auch durch entsprechende Arbeitsbefreiung abgegolten werden (Freizeitausgleich). Für
den Freizeitausgleich ist eine angefangene halbe Stunde, die sich bei der Berechnung nach
Abs. 3 ergeben hat, auf eine halbe Stunde aufzurunden.

(6) Die Zuweisung zu den einzelnen Stufen des Bereitschaftsdienstes erfolgt als Neben-
abrede zum Dienstvertrag. Die Nebenabrede ist mit einer Frist von drei Monaten jeweils
zum Ende eines Kalenderhalbjahres kündbar.

(7) Für die Feststellung der Zahl der Bereitschaftsdienste im Sinne des Abs. 3 Buchst. b)
und des Abs. 2 Unterabs. 1 rechnen die innerhalb von 24 Stunden vom Dienstbeginn des
einen bis zum Dienstbeginn des folgenden Tages oder innerhalb eines anders eingeteilten
gleich langen Zeitraumes (24-Stunden-Wechsel) vor, zwischen oder nach der dienstplan-
mäßigen Arbeitszeit geleisteten Bereitschaftszeiten zusammen als ein Bereitschaftsdienst.
Werden die innerhalb des 24-Stunden-Wechels anfallenden Bereitschaftszeiten nicht von
derselben Mitarbeiterin bzw. demselben Mitarbeiter geleistet oder wird innerhalb von 24
Stunden in mehreren Schichten gearbeitet, rechnen je 16 Bereitschaftsstunden als ein Be-
reitschaftsdienst.

(8) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind verpflichtet, sich auf Anordnung der Dienst-
geberin bzw. des Dienstgebers außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer der Dienst-
geberin bzw. dem Dienstgeber anzuzeigenden Stelle aufzuhalten, um auf Abruf die Arbeit
aufzunehmen (Rufbereitschaft). Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber darf Rufbereit-
schaft nur anordnen, wenn erfahrungsgemäß lediglich in Ausnahmefällen Arbeit anfällt.
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Leistet die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter in der Regel nur Rufbereitschaft und nicht
auch Bereitschaftsdienst, dürfen im Kalendermonat nicht mehr als zwölf Rufbereitschaften
angeordnet werden. Diese Zahl darf überschritten werden, wenn sonst die Versorgung der
Patientinnen und Patienten nicht sichergestellt wäre. Die anfallenden Rufbereitschaften
sollen auf die an der Rufbereitschaft teilnehmenden Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter
gleichmäßig verteilt werden.

Die Zeit der Rufbereitschaft wird mit 12,5 v. H. als Arbeitszeit gewertet und mit dem
Überstundenentgelt vergütet.

Für anfallende Arbeit einschließlich einer etwaigen Wegezeit wird daneben das Überstun-
denentgelt gezahlt. Für eine Heranziehung zur Arbeit außerhalb des Aufenthaltsortes wer-
den mindestens drei Stunden angesetzt. Wird die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter wäh-
rend der Rufbereitschaft mehrmals zur Arbeit herangezogen, wird die Stundengarantie nur
einmal, und zwar für die kürzeste Inanspruchnahme, angesetzt. Das Überstundenentgelt
entfällt, soweit entsprechende Arbeitsbefreiung gewährt wird (Freizeitausgleich).

(9) Kürzungen der Ruhezeit durch Inanspruchnahme während der Rufbereitschaft, die
nicht mehr als die Hälfte der Ruhezeit betragen, müssen innerhalb von längstens acht Wo-
chen ausgeglichen werden.

(10) Für die Zeiten eines Freizeitausgleichs nach Abs. 5 und Abs. 8 Unterabs. 4 werden
das Entgelt (§ 14 Abs. 1) und die in Monatsbeträgen festgelegten Zulagen fortgezahlt.

(11) Bei Mitarbeiterinnen und Mitarbeitern, die ständig zu Bereitschaftsdienst oder Ruf-
bereitschaft herangezogen werden, kann durch Nebenabrede zum Dienstvertrag eine pau-
schale Abgeltung vereinbart werden. Die Nebenabrede ist mit einer Frist von drei Wochen
zum Monatsende kündbar.

B. Regelung für andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter

(1) Rufbereitschaft und Bereitschaftsdienst darf für Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter, de-
nen überwiegend die Betreuung oder Erziehung der in Heimen untergebrachten Personen
obliegt, angeordnet werden, für andere Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter nur aus dringen-
den betrieblichen Erfordernissen. Die anfallenden Rufbereitschaften und Bereitschafts-
dienste sollen auf die an der Rufbereitschaft und dem Bereitschaftsdienst teilnehmenden
Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter gleichmäßig verteilt werden.

(2) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind verpflichtet, sich auf Anordnung der Dienst-
geberin bzw. des Dienstgebers außerhalb der vertraglichen Soll-Arbeitszeit an einer von
der Dienstgeberin bzw. vom Dienstgeber bestimmten Stelle aufzuhalten, um im Bedarfs-
falle die Arbeit aufzunehmen (Bereitschaftsdienst). Die Dienstgeberin bzw. der Dienstge-
ber darf Bereitschaftsdienst nur anordnen, wenn zu erwarten ist, dass zwar Arbeit anfällt,
erfahrungsgemäß aber die Zeit ohne Arbeitsleistung überwiegt.
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(3) Durch Bereitschaftsdienst kann die tägliche Arbeitszeit auf bis zu 16 Stunden verlängert
werden.

Durch Dienstvereinbarung kann die tägliche Arbeitszeit auf bis zu 24 Stunden verlängert
werden. Die Dienstvereinbarung muss vorsehen, dass entweder im Anschluss an eine über
16-stündige Arbeitszeit dem Mitarbeiter bzw. der Mitarbeiterin 24 Stunden Ruhezeit ge-
währt werden muss oder der Ausgleichszeitraum auf 6 Monate beschränkt wird.

Durch Dienstvereinbarung kann weiterhin die tägliche Arbeitszeit auch ohne Ausgleich
über 8 Stunden verlängert werden. In der Dienstvereinbarung ist der Personenkreis fest-
zulegen, der von dieser Möglichkeit Gebrauch machen kann. Der Mitarbeiter bzw. die
Mitarbeiterin muss in die Verlängerung seiner bzw. ihrer Arbeitszeit ohne Ausgleich in
Textform einwilligen. Die Einwilligung kann mit einer Frist von 6 Monaten in Textform
widerrufen werden. Die durchschnittliche wöchentliche Höchstarbeitszeit je Kalenderjahr
darf dabei 58 Stunden nicht überschreiten. Erreicht die tatsächliche wöchentliche Arbeits-
zeit 60 Stunden, muss dem Mitarbeiter bzw. der Mitarbeiterin in der darauf folgenden
Woche mindestens 2 x 24 Stunden Ruhezeit gewährt werden.

In den Fällen, in denen der Mitarbeiter bzw. die Mitarbeiterin Teilzeitarbeit gem. § 29a
AVR vereinbart hat, verringern sich die Höchstgrenzen der Arbeitszeit in den Unterab-
sätzen 1 bis 3 in dem selben Verhältnis, wie die Arbeitszeit dieser Mitarbeiter und Mitar-
beiterinnen zu der regelmäßigen Arbeitszeit der Vollzeitbeschäftigten verringert worden
ist. Dabei werden sowohl die Höchstarbeitsstunden als auch die Bereitschaftsdienste ab
einem Wert von 0,5 auf die nächste volle Stunde bzw. den nächsten vollen Dienst aufge-
rundet; bei Werten, die unter 0,5 liegen, wird auf die nächste volle Stunde bzw. den nächs-
ten vollen Dienst abgerundet. Mit Zustimmung des Mitarbeiters bzw. der Mitarbeiterin
oder aufgrund von dringenden dienstlichen oder betrieblichen Belangen kann hiervon ab-
gewichen werden.

In Notfällen und dringenden betrieblichen Erfordernissen kann von den Regelungen der
Unterabsätze 1 bis 4 abgewichen werden, wenn sonst die Versorgung der Bewohnerinnen
und Bewohner nicht sichergestellt wäre.

(4) Der Bereitschaftsdienst einschließlich der geleisteten Arbeit wird mit 25 v. H. als Ar-
beitszeit gewertet und durch Gewährung von Freizeit abgegolten; dabei wird eine ange-
fangene halbe Stunde als halbe Stunde gerechnet.

Leistet die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter in einem Kalendermonat mehr als acht Be-
reitschaftsdienste, wird die Zeit eines jeden über acht hinausgehenden Bereitschaftsdiens-
tes mit zusätzlich 15 v. H. als Arbeitszeit gewertet.

(5) Ist die Abgeltung des Bereitschaftsdienstes durch Freizeit im Laufe eines Monats nicht
möglich, so wird für die nach Abs. 4 ermittelte Arbeitszeit das Überstundenentgelt gezahlt.
Überstundenentgelt i. S. d. Anlage 8 B ist das Überstundenentgelt nach der Anlage 9.
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(6) Die Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter sind verpflichtet, sich auf Anordnung der Dienst-
geberin bzw. des Dienstgebers außerhalb der regelmäßigen Arbeitszeit an einer der Dienst-
geberin bzw. dem Dienstgeber anzuzeigenden Stelle aufzuhalten, um auf Abruf die Arbeit
aufzunehmen (Rufbereitschaft). Die Dienstgeberin bzw. der Dienstgeber darf Rufbereit-
schaft nur anordnen, wenn erfahrungsgemäß lediglich in Ausnahmefällen Arbeit anfällt.

Die Zeit der Rufbereitschaft wird mit 12,5 v. H. als Arbeitszeit gewertet und durch Ge-
währung von Freizeit abgegolten; dabei wird eine angefangene halbe Stunde als halbe
Stunde gerechnet.

Die innerhalb der Rufbereitschaft anfallende Arbeit einschließlich einer etwaigen Wege-
zeit wird daneben voll als Arbeitszeit gewertet und durch zusätzliche Freizeit abgegolten.
Für die Heranziehung zur Arbeit außerhalb des Aufenthaltsortes werden mindestens drei
Stunden angesetzt. Wird die Mitarbeiterin bzw. der Mitarbeiter während der Rufbereit-
schaft mehrmals zur Arbeit herangezogen, wird die Stundengarantie nur einmal, und zwar
für die kürzeste Inanspruchnahme, angesetzt.

Ist aus dienstlichen Gründen ein Freizeitausgleich nach Unterabs. 2 und/oder Unterabs. 3
im Rahmen der regelmäßigen Arbeitszeit bis zum Ende des nächsten Kalendervierteljahres
nicht möglich, erfolgt die Abgeltung der Rufbereitschaft durch zusätzliches Entgelt. Für
die nach Unterabs. 2 und/oder Unterabs. 3 errechnete Arbeitszeit wird je Stunde das Über-
stundenentgelt gezahlt.

(7) Kürzungen der Ruhezeiten in Einrichtungen zur Behandlung, Pflege und Betreuung
von Personen durch Inanspruchnahmen während der Rufbereitschaft, die nicht mehr als
die Hälfte der Ruhezeit betragen, müssen innerhalb von längstens acht Wochen ausgegli-
chen werden.

(8) Bereitschaftsdienst und Rufbereitschaft sollen auch zusammen, von Ausnahmefällen
abgesehen, nicht mehr als zwölfmal im Monat angeordnet werden.
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